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Zur person

E Die katholische
Kirche kann nach
denWorten des ehe-
maligen Bundes-
tagspräsidenten
WolfgangThierse
(SPD) ihre Glaub-
würdigkeitskrise nur

überwinden, wenn sie sich von ih-
ren klerikalen Strukturen verab-
schiedet. Reformen seien notwen-
dig, damit „eine Kirche der Laien,
vor allem der Frauen, eine Kirche
der Barmherzigkeit“ entstehen
könne, schreibt er auf der Internet-
seitewww.2017gemeinsam.de.
Zudem sei es notwendig, über Ta-
bus zu reden, statt darüber zu
schweigen. Außerdem fordert
Thierse die Kirchen auf, das Refor-
mationsjubiläum 2017 zu einem
neuen ökumenischen Aufbruch zu
nutzen. Sonst bleibe es ein rück-
wärtsgewandtes Ereignis, das der
„Selbstvergewisserung der evange-
lischen Kirche dient“. Der Katholik
hatte zuletzt ein Mitbestimmungs-
recht der Gläubigen bei der Ernen-
nung der katholischen Bischöfe ge-
fordert. (epd) Foto: dpa

KurZnotiert

Libysche Milizen
kontrollieren Tripolis
Tripolis.Die zurückgetretene li-
bysche Übergangsregierung hat
die Kontrolle über die Haupt-
stadt Tripolis verloren. Ministe-
rien und Staatsgebäude seien
von „bewaffnetenMilizionären
besetzt“, die die Regierungsan-
gestellten am Zutritt hinderten
und ihre Vorgesetzten bedroh-
ten. Diemeisten der bewaffne-
ten Gruppen seien islamistische
Milizen. Die Übergangsregie-
rung hatte in der vergangenen
Woche beim Parlament ihren
Rücktritt eingereicht. Sie hatte
ohnehin keine wirklicheMacht.
Ihr Sitz ist aus Sicherheitsgrün-
den imOsten des Landes, weil
sie so dem Einflussbereich von
islamistischenMilizen in Tripo-
lis entgehen wollte. (dpa)

Türkei beschwert sich
über US-Spionage
Ankara.Nach Spionagevorwür-
fen gegen die USA undGroßbri-
tannien hat das türkische Au-
ßenministerium denUS-Bot-
schafter in Ankara zumGe-
spräch gebeten. Sollten die Vor-
würfe zutreffen, sei das inakzep-
tabel und nicht im Einklangmit
der Freundschaft und der Alli-
anz zwischen den USA und der
Türkei, teilte das Außenministe-
rium in Ankara amMontagmit.
Etwaige Spionagemüsse einge-
stellt werden. (dpa)

„Stimmen für den Frieden“: Der Aachener Friedenspreis würdigt am Antikriegstag die Aktionen von „Lebenslaute“ und „CodePink“

MitPaukenundTrompetengegen„Kriegstreiberei“
Von marco rose

Aachen. „Fragt uns verdammt
noch mal nie wieder, ob wir mit
Euch in den Krieg ziehen! Denn
unsere Antwort lautet: Nein!“ Ralf
Woelk, der Vorsitzende desVereins
Aachener Friedenspreis, zeigte sich
gestern ausgesprochen emotional,
ja verbittert. Ausgerechnet am An-
tikriegstag, am Tag der Verleihung
des Aachener Friedenspreises an
die Aktivisten von „Lebenslaute“
und „CodePink“, votierte der Bun-
destagmehrheitlich fürWaffenlie-
ferungen in denNordirak. Zynisch
sei das, meinte Woelk. „Man hat
nie einen Pfifferling auf die Mei-
nung der Friedensbewegung gege-
ben. Und jetzt will man unseren
Segen zu den Waffenlieferungen?
Leute, Ihr fragt die Falschen zur fal-
schen Zeit!“

Geht es um den Irak oder die
Krise in der Ukraine, spricht der
Friedenspreis inzwischen ganz of-
fen von „Kriegstreiberei“ – einVor-
wurf, der sich an die Politik, aber
auch manche Medien in Deutsch-
land richtet. „Es wird Zeit, dass
sich friedliebende Menschen in
der Masse mal wieder aufraffen,
um für dieses kostbare Gut Frieden
etwas zu tun“, forderte die Lauda-
torin und Journalistin Gabriele
Krone-Schmalz in ihrer Würdi-
gung der diesjährigen Preisträger.
Das Protestorchester „Lebens-
laute“ (Preis national) und die US-
amerikanische Bürgerrechtsbewe-

gung „CodePink“ (Preis internati-
onal) zeigten beispielhaft, wie
man der aktuellen Kriegsrhetorik
mit bunten und kreativen Aktio-
nen etwas entgegensetzen könne.

So sind etwa die Sänger undMu-
siker von „Lebenslaute“ seit ihrer
Gründung im Jahr 1986 für ihren
feinsinnigen und subtilen Protest
bekannt. Mitbegründer Ulrich

Klan nennt die Auftritte der insge-
samt knapp 300Mitglieder starken
Gruppe eine „besonders effiziente
Form von Blockade“. Im Land der
Dichter und Denker zögere die
Staatsmacht schließlich noch da-
vor zurück, ein Symphonieorches-
ter „mal eben so wegzuräumen“.
Klan: „Wenn wir als ‚Lebenslaute‘
in Konzertkleidung musizierend

Gesetze übertreten, Bauzäune oder
Absperrungen übersteigen, Plätze
oder Zufahrten besetzen, dann
funktionierenwir ‚verboteneOrte‘
um, von denen Gewalt der Herr-
schenden ausgeht.“ Mit 85 Musi-
kernhatte dieGruppe erst kürzlich
vor demAbschiebegefängnis in Ei-
senhüttenstadt (Brandenburg) ge-
gen die deutsche Flüchtlingspoli-

tik protestiert. Das „Elend der
Flüchtlinge, deren Flucht wie ein
Verbrechen behandelt wird“, ist
ein besonderes Anliegen von „Le-
benslaute“.

Medea Benjamin, Kopf und
Symbolfigur von „CodePink“, er-
innerte gestern andieGründungs-
phase der US-Bürgerrechtsorgani-
sation im Vorfeld der Irak-Inva-
sion. „Wir hörten den Verteidi-
gungsminister Donald Rumsfeld
vor dem Kongress lügen, als es um
angebliche Massenvernichtungs-
waffen im Irak ging. Zwölf Jahre
danach sieht man, dass sich alle
unsere Befürchtungen bewahrhei-
tet haben.Wir selbst haben diesen
Bürgerkrieg geschaffen.“Die zierli-
che Frau ausWashingtonDCenga-
giert sich heute mit ihrem Netz-
werk vor allem gegen den völker-
rechtswidrigen Drohnenkrieg der
Vereinigten Staaten. Deutschland
spiele in diesem Krieg eine Schlüs-
selrolle, weil es die US-Komman-
dozentrale für Afrika beherberge
und damit „Beihilfe zum Mord“
leiste. Doch „CodePink“ sieht hier-
zulande durchaus positive, weil
recht kritische Ansätze im Um-
gang mit der Drohnenproblema-
tik. „Europa steht an der Schwelle
zum Eintritt in diesen Krieg.
Deutschland hat sie aktiv noch
nicht überschritten. Noch besitzt
die Bundeswehr keine bewaffneten
Drohnen“, sagte Elsa Rassbach von
„CodePink“. „Immerhin gibt das
ein wenig Hoffnung.“

Mit kreativen Mitteln für den Frieden: Die diesjährigen Preisträger von „Lebenslaute“ und „CodePink“ sind für
ihre originellen Proteste bekannt. Foto: Ralf Roeger

Polen und Deutsche gedenken auf der Danziger
Westerplatte des Beginns des Zweiten Weltkriegs.
Scharfe Worte wegen Russlands Ukraine-Politik.

Putin istnicht
daunddoch
allgegenwärtig

Von eVa KrafcZyK
und Jörg BlanK

Danzig. Fünf Jahre ist es erst her, da
setzten die ehemaligenGegner des
ZweitenWeltkriegs auf derWester-
platte ein Zeichen der Versöh-
nung. 70 Jahre nach Kriegsbeginn
stellten 20 Staatsoberhäupter und
Regierungschefs dort am 1. Sep-
tember 2009 zumGedenken andie
60 Millionen Todesopfer blaue
Glasgefäße mit Kerzen ab. Unter
ihnen: der damalige polnische Prä-
sident Lech Kaczynski, die deut-
sche Kanzlerin Angela Merkel und
Russlands Präsident Wladimir Pu-
tin.

Auch in diesem Jahr ist Putin am
1. September 2014 auf der Wester-
platte allgegenwärtig,
auch wenn er gar nicht
zu den Anwesenden ge-
hört. Doch diesmal geht
es nicht um Putin als
Friedens- und Reform-
partner Europas, um
Russland als einen der
Staaten, die Europa 1945
vom Faschismus befrei-
ten. Der Kremlchef geht
eher als Dämon um, der
mit seinerUnterstützung
der Separatisten in Po-
lensNachbarlandUkraine und sei-
nem Großmachtdenken den Frie-
den in derWelt bedroht.

Vor fünf Jahren hätten sich die
Mächtigen auf der Westerplatte
„auf demWeg zu einemKontinent
der Freiheit und des Friedens gese-
hen“, sagt Bundespräsident Joa-
chim Gauck an diesem herbstlich-
kühlen Montag. „Wir glaubten
und wollten daran glauben, dass
auch Russland, das Land von Tols-
toi und Dostojewski, Teil des ge-
meinsamen Europa werden
könne.“

In denWorten klingtWutmit

Aus denWorten des 74 Jahre alten
Bundespräsidenten – er war gerade
fünf Jahre alt, als der Zweite Welt-
krieg zu Ende ging – klingt Wut
und Empörung über Putin. Wohl
niemand habe 2009 geahnt, „wie
dünn das politische Eis war, auf
dem wir uns bewegten“, sagt
Gauck, der ohnehin nicht gerade
als FreundMoskaus gilt. Bitter fügt
er hinzu: „Wie irrig derGlaube, die

Wahrung von Stabilität und Frie-
den habe endgültig Vorrang ge-
wonnen gegenüber Machtstre-
ben.“ Nun seien Stabilität und
Frieden auf dem Kontinent wieder
in Gefahr.

Für einen Bundespräsidenten
ungewöhnlich scharf verlangt
Gauck von Putin eine Änderung
seiner Politik und die Rückkehr zu
den Regeln des Völkerrechts. Und
er nimmt auch das Wort Verteidi-
gungsbereitschaft in den Mund,
dieman andie neue Lage anpassen
werde – wieder so ein Signal des
Bundespräsidenten, dass Deutsch-
land bereit ist, seiner gestiegenen
Verantwortung in derWelt notfalls
auch mit Waffengewalt gerecht zu
werden.

In Polen, wo Politiker aller Par-
teien seit Beginn des Ukraine-Kon-
flikts auf eine entschiedene Hal-
tung gegenRusslanddrängen,wer-
den solche klaren Worte gern ge-
hört. „Wenn wir heute auf die Tra-
gödie derUkrainer blicken, auf den
Krieg im Osten unseres Konti-
nents, dann wissen wir, dass der
September 1939 sich nicht wieder-
holen darf. Heute ist noch Zeit, de-
nen Einhalt zu gebieten, für die
Gewalt zum Arsenal ihres Han-
delns gehört“, hatte der polnische
Regierungschef und designierte
EU-Ratspräsident Donald Tusk be-
reits am Morgen auf der Wester-
platte gesagt. Es sei nicht die Zeit
für schöneWorte und naive Illusi-
onen. „Nie wieder Krieg“ dürfe
kein Schlagwort der Schwachen
sein.

Auch Polens Staatspräsident
Bronislaw Komorowski, der direkt
neben Gauck steht, hat in den ver-
gangenenWochen vor einer nach-
giebigen Haltung gegen Russland
gewarnt und zusammen mit sei-
nenmitteleuropäischen und balti-

schen Amtskollegen eine Stärkung
der Nato-Ostflanke gefordert. In
den Ländern, die einst dem War-
schauer Pakt angehörten, sitzt das
Misstrauen gegen ein übermächti-
ges Moskau tief. Zu gut erinnert
sich Polen, dass nach den deut-
schen Truppen Mitte September
1939 auchdie Rote Armee in Polen
einmarschierte und die Besetzung
Ostpolensmit demSchutz der dor-
tigen weißrussischen und ukraini-
schen Bevölkerung begründete.

DerAppetit vonAggressoren

Wie nah sich Gauck und Komo-
rowski in ihrer Einschätzung Pu-
tins sind, zeigt auch, dass derDeut-
sche einen Gedanken des Polen
aufnimmt, dendieser amWochen-
ende im deutschen Radio ausge-

sprochen hatte. Dort warnte Ko-
morowski vor einem neuen russi-
schen „Imperium“ und einer Ap-
peasement-(Beschwichtigungs-)
Politik des Westens gegenüber
Moskau. Es dürften nicht die Feh-
ler der 1930er Jahre wiederholt
werden, als man Hitler nachgege-
ben und es versäumt habe, „die
Gewaltanwendung Deutschlands
zu stoppen“. Gauck sagt nun: „Die
Geschichte lehrt uns, dass territo-
riale Zugeständnisse den Appetit
von Aggressoren oft nur vergrö-
ßern.“ Unausgesprochener Adres-
sat:Wladimir Putin.

Ob sich der russische Herrscher
noch an seine Worte von 2009 er-
innert? Damals hatte Putin bei der
Gedenkveranstaltung gesagt, Be-
mühungen, „dieNazis zu besänfti-
gen“, seien falsch gewesen.

Gedenkfeier im Morgengrauen: An dieser Stelle, der Westerplatte bei
Danzig, fielen am 1. September 1939 um 4.45 Uhr die ersten Schüsse des
ZweitenWeltkriegs. Foto: dpa

„Wie irrig der Glaube, die
Wahrung von Stabilität und
Frieden habe endgültig
Vorrang gewonnen gegenüber
Machtstreben.“
BunDesPräsIDenT JoAchIM GAucK
In rIchTunGWLADIMIr PuTIn

Merkel spricht
Machtwort:Die
Mautkommt
Berlin. Bundeskanzlerin Angela
Merkel hat nach anhaltenden Wi-
derständen aus ihrer CDU ein
Machtwort für die Einführung ei-
ner Pkw-Maut gesprochen. „Umes
ganz klar zu sagen: Sie steht imKo-
alitionsvertrag, und sie wird kom-
men“, sagte die Parteichefin ges-
ternnach SitzungenderCDU-Spit-
zengremien in Berlin. Auf ein de-
tailliertes Modell legte sichMerkel
aber nicht fest. Im schwarz-roten
Regierungsprogramm seien „be-
stimmte Parameter“ genannt. Ver-
kehrsminister AlexanderDobrindt
(CSU) habe „einen Vorschlag ge-
macht, und an demwird jetzt wei-
tergearbeitet“. Die NRW-CDU be-
harrt allerdings auf ihrem Nein zu
einerMaut auf allen Straßen.

Merkel betonte, auch Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU)
bringe sich konstruktiv in die Bera-
tungen ein. Über das Thema hin-
aus habe er mit Dobrindt auch
über weitere Möglichkeiten ge-
sprochen, mehr privates Kapital
für Investitionen in die Infrastruk-
tur zu aktivieren, etwa auch beim
Breitbandausbau.

CDU-Bundesvize Armin Laschet
bekräftigte seine Einwände. „Der
Koalitionsvertrag ging nie davon
aus, alle Kreis- und Bundesstraßen
zu bemauten.“ (dpa)

schottlandkann
zumnuklearen
Problemwerden
London. David Cameron will ein
guter Gastgeber für den Nato-Gip-
fel am Donnerstag und Freitag im
walisischen Newport sein. 9500
Polizisten sorgen für Sicherheit.
Sogar das Wetter soll schön wer-
den. Doch ausgerechnet Großbri-
tannien, einer der Eckpfeiler der
Nato, könnte bald zum Unsicher-
heitsfaktor werden. Der Grund
heißt Schottland. Am 18. Septem-
ber stimmen die Einwohner darü-
ber ob, ob die nördlichste britische
Region 2016 unabhängig wird.

Das Ergebnis könnte massive
militärische Probleme für die
Streitkräfte Ihrer Majestät aufwer-
fen. Denn alle britischen Atom-
waffen sind in Schottland statio-
niert – auf U-Booten. Erklärt sich
der hohe Norden für unabhängig,
müssen die Sprengköpfe über kurz
oder lang weg. Experten sehen es
zwar als machbar an, die Spreng-
köpfe in englisches oder walisi-
sches Gebiet zu verlagern.William
Walker, Professor für internatio-
nale Angelegenheiten an der Uni-
versität St. Andrews, sieht aller-
dings kaum alternative Standorte
in England und Wales – allein die
Suche danach dürfte zum Milliar-
dengrab werden. (dpa)


